
Richtlinie der Stadt Bad Driburg 
über die Gewährung von Zuschüssen 

für kleinere private Denkmalpflegemaßnahmen 
 
Das Land NRW gewährt gem. § 30 Haushaltsgesetz 2026 des Landes NRW 
Kommunen seit dem 01.01.2026 eine fachbezogene Pauschale i.H.v. 7.500 Euro zur 
Erhaltung des baukulturellen Erbes in Nordrhein-Westfalen. Die Mittel werden auf 
Antrag als Zuschuss für kleinere denkmalpflegerische Maßnahmen an 
Denkmaleigentümerinnen und Denkmaleigentümer, kirchliche Träger oder 
sonstige Nutzungsberechtigte (z.B. Vereine) gewährt.  
 
 
1. Bewilligungsbehörde 
Bewilligungsbehörde ist die Stadt Bad Driburg als „Untere Denkmalbehörde“. 
 
 
2. Gegenstand der Förderung 
Förderfähig sind Maßnahmen, die der Instandsetzung, Erhaltung, Freilegung oder 
Sicherung sowie der wissenschaftlichen Erforschung, der Erfassung oder der 
Präsentation von Denkmälern im Sinne des Denkmalschutzgesetzes dienen.  
 
Hierunter fallen beispielsweise: 

• Restaurierungs- bzw. Konservierungsmaßnahmen zum Erhalt von 
Denkmalsubstanz, 

• Maßnahmen zum Erhalt des Erscheinungsbildes eines Denkmals, 
• Maßnahmen zur Wiederherstellung des ursprünglichen/bauzeitlichen 

Erscheinungsbildes eines Denkmals (wie z.B. Austausch nicht 
denkmalgerechter in der Vergangenheit erfolgter Modernisierungen durch 
denkmalgerechte, dem bauzeitlichen Erscheinungsbild entsprechende 
Ausführungen; Austausch von Kunststoff- gegen Holzfenster und -türen in 
bauzeitlicher denkmalgerechter Ausführung), 

• Die Wiederherstellung von Treppenanlagen nach bauzeitlichem Vorbild, 
• Aufwendungen von Privatpersonen, Heimat- und Geschichtsvereinen oder 

sonstigen Institutionen für die Organisation des „Tages des offenen 
Denkmals“ oder sonstigen Präsentationen, insbesondere für die Erstellung 
von orts- oder denkmalbezogenem Informationsmaterial. 

 
Nicht förderfähig sind Modernisierungsmaßnahmen, wie die energetische und 
technische Ertüchtigung oder die Erneuerung von Heizungs- und/oder 
Elektroanlagen.  
 
 
3. Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfänger sind private Denkmaleigentümerinnen und 
Denkmaleigentümer, kirchliche Träger oder sonstige Nutzungsberechtigte (z.B. 
Vereine).  
 
 
4. Förderungsvoraussetzungen 
Zuwendungen dürfen nur bewilligt werden, wenn 
 



• das Denkmal gem. § 3 DschG in die Denkmalliste der Stadt Bad Driburg 
eingetragen ist oder dessen vorläufiger Schutz gem. § 4 DschG angeordnet 
wurde und die endgültige Unterschutzstellung bis zum Abschluss der 
Maßnahme voraussichtlich erfolgen wird und 
 

• eine erforderliche Erlaubnis zu der geplanten Maßnahme von der Unteren 
Denkmalbehörde nach § 9 DSchG vorliegt. 

 
Ein Zuschuss wird nicht für Maßnahmen gewährt, die bereits aus anderen 
Zuwendungen des Landes NRW, des Bundes oder der Europäischen Union 
gefördert werden. Eine Doppelförderung ist nicht möglich. 
 
 
5. Verfahrensgrundsätze 
5.1. Die Kosten der Maßnahme dürfen für private Denkmaleigentümerinnen und -

eigentümer eine Gesamtsumme von 10.000 Euro und für kirchliche 
Institutionen eine Gesamtsumme von 25.000 Euro nicht überschreiten. Die 
zuwendungsfähige Höchstgrenze wird auf 10.000 Euro festgelegt.  

 
5.2. Anträge mit Angeboten qualifizierter Fachfirmen können formlos bis zum 

31.03. bei der Unteren Denkmalbehörde eingereicht werden. Darüber hinaus 
eingehende Anträge können nur dann Berücksichtigung finden, wenn noch 
Haushaltsmittel für das Haushaltsjahr zur Verfügung stehen.  

 
5.3. Die Zuschusshöhe wird im Einzelfall festgelegt.  
 

- Bemessungsgrundlage sind die Kosten, die der denkmalpflegerischen 
Erhaltung und Wiederherstellung des Objekts dienen. Der Zuschuss 
kann, je nach Anzahl der eingegangenen Anträge, bis zu 50% der 
denkmalpflegerischen Kosten betragen. In begründeten Einzelfällen ist 
auch eine höhere Förderung möglich. Der Haushaltsansatz darf dabei 
nicht überschritten werden. 

 
5.4. Über die Zuschussanträge entscheidet die Untere Denkmalbehörde auf 

Grundlage ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel.  

 
5.5. Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt, wenn vom Antragsteller der 

Nachweis der durchgeführten Arbeiten in Form der Schlussrechnungen und 
Zahlungsnachweise erbracht wird. 

 
5.6. Der Nachweis ist bis zum 31.12. des jeweiligen Jahres zu erbringen.  
 
5.7. Über die gewährten Zuschüsse wird der Ausschuss für Bau, Straßen, Umwelt 

und Klimaschutz jährlich informiert.  
 
5.8 Der Anspruch auf Auszahlung des Zuschusses entfällt ganz,  
 

• wenn die im Bewilligungsbescheid geforderten Auflagen nicht erfüllt 
werden,  
 

oder teilweise, 
 



• wenn die tatsächlichen Gesamtkosten niedriger sind als in den 
Kostenvoranschlägen veranschlagt. Bei höheren Gesamtkosten bleibt es 
bei dem im Bewilligungsbescheid gewährten Zuschuss. 

 
Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung besteht nicht.  
 
Diese Richtlinie tritt rückwirkend zum 01.01.2026 in Kraft und ersetzt die 
Förderrichtlinie Denkmalpflege der Stadt Bad Driburg vom 19.12.2016.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Richtlinie wurde in der Ratssitzung vom 01.06.2026 beschlossen und mit Bereitstellungstag 19.06.2026 auf 
der Homepage der Stadt Bad Driburg bekannt gegeben 


